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Vorwort

Die vorliegende Studie geht der Frage nach, ob inländische juristische Per-
sonen, die von einem fremden Staat beherrscht und kontrolliert werden, 
den Schutz der deutschen Grundrechte in Anspruch nehmen können. Sie 
ist aus den Vorbereitungen zu einem Vortrag hervorgegangen, den ich letzt-
lich nie gehalten habe. Das Thema und die von ihm aufgeworfenen Fragen 
haben mich dennoch nicht losgelassen: Steht das Wesen der Grundrech-
te einer Grundrechtsberechtigung fremdstaatlich beherrschter juristischer 
Personen ebenso entgegen wie im Falle einer Beherrschung durch den deut-
schen Staat? Und welche Bedeutung hat es, dass fremdstaatlich beherrschte 
Unternehmen vielfach auch völkerrechtlichen Schutz genießen? Inwiefern 
wird die Auslegung des Art. 19 Abs. 3 GG davon beeinflusst, dass die deut-
sche Hoheitsgewalt auch in ihrer Beziehung zum beherrschenden Fremd-
staat völkerrechtlichen Bindungen unterliegt? Und verlangt möglicherwei-
se gar das Unionsrecht die Erstreckung des deutschen Grundrechtsschutzes 
auf fremdstaatlich beherrschte juristische Personen? Diese Aspekte näher 
aufzuarbeiten, ist das Anliegen der vorliegenden Untersuchung.

Wichtige Anregungen hat die Schrift von Dr. Tristan Barczak, LL.M. 
(Münster), Dr. Stefanie Egidy, LL.M. (Yale) und Dr. Sina Fontana erhalten, 
die eine erste Skizze der Studie mit mir diskutiert haben. Dr. Patrick Hil-
bert hat die Entstehung des Textes auch darüber hinaus mit Rat und Kritik 
begleitet. Die Mühen des Lektorats hat schließlich Ingo Evers auf sich ge-
nommen. Ihnen allen danke ich sehr herzlich.

Heidelberg, im September 2018� Jochen Rauber
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A.  Einleitung

Juristische Personen des öffentlichen Rechts, so entspricht es der langjäh-
rigen Rechtsprechung des BVerfG, können sich (von wenigen Ausnah-
men abgesehen) grundsätzlich nicht auf die materiellen Grundrechte des 
Grundgesetzes berufen.1 Ihrem Wesen nach sind sie weder auf den Staat 
selbst noch auf staatliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen an-
wendbar;2 und auch juristische Personen des Privatrechts, auf die der Staat 
als Gesellschafter oder Anteilseigner einen beherrschenden Einfluss aus-
übt, unterfallen dem deutschen Grundrechtsschutz nach etablierter Karls-
ruher Rechtsprechung nicht.3

Bislang stand dabei allerdings stets der deutsche Staat vor Augen. Dass 
sich auch ausländische Hoheitsträger oder von ihnen gehaltene Privatrechts-
personen auf Grundrechte berufen könnten, bewegte sich hingegen lange 
unter dem Radar von Rechtsprechung und Verfassungsrechtslehre.4 Mit 
seiner Entscheidung zum beschleunigten Atomausstieg vom 6. Dezember 
2016 hat das BVerfG insofern Neuland betreten. Ausgehend von Verfas-
sungsbeschwerden der drei Energieversorgungunternehmen E. ON, RWE 
und Vattenfall musste sich das Gericht hier erstmals der Frage stellen, ob 
Art. 19 Abs. 3 GG auch einer im Inland ansässigen, aber von einem fremden 
Staat gehaltenen und kontrollierten juristischen Person Grundrechtsfähig-

1  BVerfGE 15, 256 (262) – Universitäre Selbstverwaltung; 21, 362 (369 ff.) – Sozial-
versicherungsträger; 31, 314 (322) – 2. Rundfunkentscheidung; 35, 263 (271) – Behördli-
ches Beschwerderecht; 45, 63 (78) – Stadtwerke Hameln; 61, 82 (101) – Sasbach; 68, 193 
(206)  – Zahntechniker-Innungen; 75, 192 (196)  – Sparkassen; 143, 246 (313 Rn. 187)  – 
Atomausstieg; zur Ausnahmetrias – Kirchen, Rundfunkanstalten, Universitäten – siehe 
nur BVerfGE 45, 63 (79) – Stadtwerke Hameln.

2  Ausdrücklicher Bezug zum Wesenskriterium etwa in BVerfGE 21, 362 (369) – So-
zialversicherungsträger; 75, 192 (197) – Sparkassen.

3  BVerfGE 45, 63 (79 f.) – Stadtwerke Hameln; 68, 193 (212 f.) – Zahntechniker-In-
nungen; 128, 226 (244 ff.)  – Fraport; BVerfG, NVwZ 2009, S. 1282 (1283); NJW 1990, 
S. 1783 (1783).

4  Siehe aber T. Harks, Grundrechtsberechtigung öffentlicher und gemischtwirt-
schaftlicher Unternehmen, in: Emmenegger/Wiedmann (Hrsg.), Linien der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 2, 2011, S. 107 (119); J. Isensee, Anwendung der 
Grundrechte auf juristische Personen, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. IX, 3. Aufl. 
2011, § 199 Rn. 78 ff.; zu ausländischen Staaten knapp BVerfG, NJW 2006, S. 2907 (2908) 
sowie aus der jüngeren Rechtsprechung BVerfG, NJW 2017, S. 1166 (1166); offenlassend 
BVerfG, EuGRZ 1988, S. 424 (425).
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keit gewährt.5 Zwar standen nicht alle der beschwerdeführenden Energie-
versorger unter dem beherrschenden Einfluss eines anderen Staates, die 
Beschwerdeführerin Vattenfall allerdings wurde über eine Kette von Betei-
ligungen6 vollständig vom schwedischen Staat gehalten und kontrolliert.

Inhaltlich wandten sich die Beschwerdeführerinnen dabei gegen die Be-
stimmungen der dreizehnten Atomgesetznovelle7. Mit dieser reagierte der 
deutsche Gesetzgeber auf das Reaktorunglück im japanischen Fukushima 
und revidierte die kurz zuvor beschlossene Laufzeitverlängerung für deut-
sche Kernkraftwerke, indem er den Kernkraftwerksbetreibern gesetzlich 
zugewiesene Produktionskapazitäten (sog. Reststrommengen) wieder ent-
zog und konkrete Abschalttermine für die einzelnen Kernkraftwerke fest-
legte. Die beschwerdeführenden Energieversorgungsunternehmen sahen 
hierdurch insbesondere ihr durch Art. 14 Abs. 1 GG garantiertes Eigen-
tumsrecht sowie ihre Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG verletzt.8 Und 
zur Überraschung vieler erklärte das Gericht eine solche Grundrechtsver-
letzung auch im Hinblick auf die fremdstaatlich beherrschte Beschwerde-
führerin Vattenfall für möglich.9 Der Zulässigkeit der zugrundeliegenden 
Verfassungsbeschwerden stehe es, so entschied das Gericht, nicht entgegen, 
dass die Beschwerdeführerin Vattenfall ein fremdstaatlich beherrschtes 
Unternehmen sei; trotz des beherrschenden Einflusses des schwedischen 
Staates könne sie sich angesichts der besonderen Umstände des Falles10 auf 

5  Offenlassen konnte das BVerfG die Frage noch in BVerfG, NVwZ 2010, S. 373 (374) 
sowie in BVerfG, NJW 2011, S. 1339 (1339).

6  Beschwerdeführerin war die Vattenfall Europe Nuclear Energy GmbH, deren al-
leinige Gesellschafterin zum Zeitpunkt der Erhebung der Verfassungsbeschwerde die 
Vattenfall Europe AG war, die ihrerseits nach der Verschmelzung mit der Vattenfall 
Deutschland GmbH als Vattenfall GmbH firmierte und deren Anteile vollständig von 
der schwedischen Vattenfall AB, einer Kapitalgesellschaft nach schwedischem Recht, 
gehalten wurden. Die Anteile an der Vattenfall AB hielt allein der Staat Schweden; siehe 
dazu BVerfGE 143, 246 (289 Rn. 103, 313 Rn. 186) – Atomausstieg.

7  Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes vom 31. Juli 2011, BGBl. I 
2011, S. 1704.

8  BVerfGE 143, 246 (270 Rn. 39, 281 Rn. 79, 289 Rn. 104) – Atomausstieg.
9  Negative Prognosen etwa bei J. Gundel, Völkerrechtliche Rahmenbedingungen 

der Energiewende, EnWZ 2016, S. 243 (243 f.); M. Ludwigs, Der Atomausstieg und die 
Folgen: Fordert der Paradigmenwechsel in der Energiepolitik einen Paradigmenwechsel 
beim Eigentumsschutz?, NVwZ 2016, S. 1 (2) sowie ohne Bezug zum konkreten Ver-
fahren C. Feldmüller, Die Rechtsstellung fremder Staaten und sonstiger juristischer Per-
sonen des ausländischen öffentlichen Rechts im deutschen Verwaltungsprozeßrecht, 
1999, S. 195.

10  Für ausdrückliche Verweise auf die besonderen Umstände des Falles siehe BVerf-
GE 143, 246 (317 Rn. 196, 318 Rn. 200) – Atomausstieg. Die Besonderheit scheint das Ge-
richt hier jeweils darin zu sehen, dass die Beschwerdeführerin sich gegen einen unmittel-
bar durch Gesetz bewirkten Eingriff wehrt, gegen den ihr nach Auffassung des Gerichts 
kein fachgerichtlicher Rechtsschutz offensteht, siehe dazu noch unten C. I., II. (S. 16 f., 
17 f.) und D. IV. 3. (S. 46).
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die deutschen Grundrechte berufen, wenngleich lediglich „ausnahmswei-
se“.11

Der vorliegende Band nimmt diese Erwägungen zum Anlass, einen zwei-
ten Blick auf die Grundrechtsfähigkeit fremdstaatlich beherrschter juristi-
scher Personen zu werfen und so die Konturen der vom BVerfG bemühten 
Ausnahme genauer herauszuarbeiten. Denn trifft es zu, dass Art. 19 Abs. 3 
GG auch fremdstaatlich beherrschte juristische Personen in der Regel vom 
deutschen Grundrechtsschutz ausnimmt? Und unter welchen Umständen 
sind sie doch einmal in den Schutz der deutschen Grundrechte einzubezie-
hen? Inwieweit finden die zur Grundrechtsberechtigung juristischer Per-
sonen des deutschen öffentlichen Rechts etablierten Argumente auch hier 
Anwendung? Und welche Bedeutung kommt dem internationalen und uni-
onsrechtlichen Grund- und Menschenrechtsschutz sowie dem sonstigen 
Völkerrecht für die Auslegung des Art. 19 Abs. 3 GG in derartigen Fäl-
len zu? Kurzum: Bezieht der deutsche Grundrechtsschutz auch fremdstaat-
lich beherrschte juristische Personen in seinen Schutzbereich ein und wel-
che Faktoren sind gegebenenfalls dafür verantwortlich, dass das Wesen der 
Grundrechte dem anders als für juristische Personen in der Hand des deut-
schen Staats nicht entgegensteht?

Um auf diese Fragen Antwort zu geben, analysieren die folgenden Über-
legungen, welche Vorgaben sich aus Verfassungs-, Völker- und Europarecht 
für die Grundrechtsberechtigung inländischer, aber fremdstaatlich be-
herrschter juristischer Personen ergeben. Ausgehend von den Kriterien, die 
Schrifttum und Verfassungsgericht zur Konkretisierung des Art. 19 Abs. 3 
GG entwickelt haben (dazu B.), skizziert er dazu zunächst die Gründe, 
auf die das BVerfG seine (Ausnahme-)Entscheidung stützt, und zeigt auf, 
welche Fragen die Entscheidung offenlässt (dazu C.). In enger Auseinan-
dersetzung mit den Erwägungen des Atomausstiegsurteils untersuchen die 
folgenden Teile sodann die Besonderheiten, die sich aus der Beherrschung 
durch einen ausländischen Staat für die Anwendung der zu Art. 19 Abs. 3 
GG entwickelten verfassungsrechtlichen Kriterien ergeben (dazu D.), und 
beleuchten, welcher Einfluss Völker- und Europarecht darüber hinaus für 
die Grundrechtsberechtigung fremdstaatlich beherrschter juristischer Per-
sonen zukommt (dazu E. und F.). Eine Zusammenfassung der Ergebnisse 
schließt den Band ab (dazu G.).

Argumentativ oszillieren die folgenden Überlegungen dabei zwischen 
einzelfallbezogener Entscheidungskritik und fallübergreifender Verfas-
sungsrechtsauslegung. Obwohl sie auf Ergebnisse zielen, die über einen 
konkreten Fall hinausreichen, bleiben die Erwägungen der Atomausstiegs-
entscheidung des BVerfG ein wichtiger Referenzpunkt. Gerade die Ur-

11  BVerfGE 143, 246 (312 ff. Rn. 184 ff.) – Atomausstieg.


